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Körperschaftsteuer 

 

Begriff der „verdeckten Gewinnausschüttung 

(vGA)“ im Steuerrecht 
 

Unter einer verdeckten Gewinnausschüttung 

(vGA) versteht man eine Vermögensminderung 

oder verhinderte Vermögensmehrung bei einer 

Körperschaft, die durch das Gesellschaftsverhält-

nis veranlasst ist, sich auf die Höhe des Unter-

schiedsbetrags i. S. d. § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG (Ge-

winn oder Verlust) auswirkt und nicht auf einem 

den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften entspre-

chenden Gewinnverteilungsbeschluss beruht. Die 

vGA hat danach ihre Quelle bei einer Kapitalge-

sellschaft, an der der Empfänger der vGA - oder 

eine ihm nahestehende Person - beteiligt ist. Sehr 

häufig hat ein Gesellschafter außer seiner reinen 

Gesellschafterstellung weitere geschäftliche Be-

ziehungen zu seiner Beteiligungsgesellschaft. Dies 

kann die Stellung als angestellter Geschäftsführer 

sein, die Vermietung von Grundstücken an die Ge-

sellschaft, der Verkauf von Produkten zur Weiter-

verarbeitung bei der Gesellschaft oder auch die 

Gewährung von Darlehen. 

In allen diesen Fällen ist es zur Vermeidung einer 

vGA zunächst wesentlich, dass bei diesen Ge-

schäftsbeziehungen Verträge wie zwischen Frem-

den abgeschlossen werden, dann werden ent-

sprechende Vereinbarungen auch steuerlich aner-

kannt. Insbesondere wenn der Gesellschafter 

durch die Höhe seiner Beteiligung eine beherr-

schende Stellung einnimmt, darf ihm die Gesell-

schaft keine Vorteile einräumen, die ein ordentli-

cher und gewissenhafter Kaufmann einem nicht 

gesellschaftlich Beteiligten nicht gewährt hätte.  

Das Finanzamt prüft danach im 1. Schritt das Be-

stehen eines entsprechenden zivilrechtlichen Ver-

trages und im 2. Schritt die Angemessenheit der 

dafür von der Kapitalgesellschaft geleisteten Ver-

gütung. Wird gegen eine dieser Voraussetzungen 

verstoßen, liegt eine vGA vor. Diese liegt z. B. bei 

einem fehlenden Geschäftsführervertrag in Höhe 

der gesamten Vergütung vor, bei einer unange-

messenen Vergütung in Höhe des unangemesse-

nen Anteils. Handelsrechtlich ist die Vergütung 

trotzdem in voller vereinbarter Höhe zu verbu-

chen. Sie wird seitens der Gesellschaft schließlich 

geschuldet, dann aber außerhalb der Bilanz im 

Rahmen der steuerlichen Einkommensermittlung 

dem Gewinn wieder hinzugerechnet. Diese Zu-

rechnung gilt dann auch automatisch für die Ge-

werbesteuer. 

Die Notwendigkeit einer zivilrechtlich wirksamen 

Vereinbarung erfordert einen vor der Leistung ab-

geschlossenen klaren und eindeutigen Vertrag, 

der dann auch entsprechend durchgeführt wer-

den muss. Es kann z. B. einem Gesellschafter-Ge-

schäftsführer nicht wirksam eine Tantieme ge-

währt werden, selbst wenn diese üblich und ange-

messen wäre. Ohne eine Vereinbarung ist diese 

auch keine angemessene Vergütung, sei es z. B. 

für ein überlassenes Grundstück oder ein gewähr-

tes Darlehen, eine abzugsfähige Betriebsausgabe 

der Gesellschaft, sondern eine vGA. 

Die Hinzurechnung der vGA zum Einkommen der 

Gesellschaft hat bei dem Gesellschafter zur Folge, 

dass sie bei der Auszahlung an ihn als Einnahme 

aus Kapitalvermögen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG 

zu versteuern ist. Das bedeutet, dass im Zeitpunkt 

des Zuflusses von der Zahlung die Kapitalertrag-

steuer von 25 % einbehalten und abgeführt wer-

den muss. Mit diesem Abzug ist die Einkommens-

teuer des Gesellschafters abgegolten, wenn er kei-

nen Antrag auf „Günstigerprüfung“ stellt. Dieser 

Antrag ist aber bei einer vGA nicht möglich, wenn 

der Gesellschafter zu 10 % oder mehr an der Ge-

sellschaft beteiligt ist. Bei einer Beteiligung ab 25 

% oder 1 % und gleichzeitiger beruflicher Tätigkeit 

für die Gesellschaft unterliegt die vGA dem nor-

malen tariflichen Steuersatz ohne Abgeltungswir-

kung. 

 

Lohnsteuer 

 

Regelung zu den nicht steuerbaren Aufmerksam-

keiten angepasst 
 

Der Bundesrat hatte am 28.10.2022 den Lohn-

steuer-Richtlinien 2023 zugestimmt. Sie wurden in 

der Neufassung grundlegend überarbeitet. Seit 

dem 01.01.2023 gelten nun geänderte und aktua-

lisierte Lohnsteuerrichtlinien (LStR 2023).  

Eine wesentliche Einschränkung erfährt die Rege-

lung über lohnsteuerfreie Aufmerksamkeiten.  

R 19.6 Abs. 1 Satz 2 LStR 2023 schränkt diese ab 

2023 auf Arbeitnehmer und die mit ihm im ge-

meinsamen Haushalt lebenden Angehörigen ein. 



 
 

D. h., die Aufmerksamkeiten sind bis zu einem 

Wert von 60 Euro nur dann steuerfrei, wenn sie 

zugunsten des Arbeitnehmers selbst oder eines 

Angehörigen gewährt werden, welcher mit dem 

Arbeitnehmer in einem Haushalt lebt. Zum Bei-

spiel fallen Hochzeitsgeschenke des Arbeitgebers 

an ein nicht im Haushalt des Arbeitnehmers le-

bendes Kind nicht unter die Steuerbefreiung. 

Hinweis 

Aufmerksamkeiten sind Zuwendungen des Ar-

beitgebers, die nach ihrer Art und nach ihrem 

Wert Geschenken entsprechen, die im gesell-

schaftlichen Verkehr üblicherweise ausgetauscht 

werden und zu keiner ins Gewicht fallenden Be-

reicherung des Arbeitnehmers führen. Dazu ge-

hören gelegentliche Sachzuwendungen (z. B. 

Blumen, Genussmittel, ein Buch/Tonträger etc.) 

bis zu einem Wert von 60 Euro. Geldzuwendun-

gen gehören immer zum Arbeitslohn - auch 

wenn ihr Wert gering ist. 

 

Sozialversicherung 

 

Sozialversicherungspflicht einer Ein-Personen-UG 
 

Verpflichtet sich eine Ein-Personen-Unternehmer-

gesellschaft (UG) gegenüber einem anderen Un-

ternehmen vertraglich zur Erbringung von Tätig-

keiten, die ihrer Art nach eine Eingliederung in die 

Arbeitsorganisation des anderen Unternehmens 

und eine Weisungsgebundenheit an dortige Wei-

sungsgeber bedingen, sind ausdrückliche vertrag-

liche Vereinbarungen zwischen dem die Tätigkeit 

selbst ausführenden Gesellschafter-Geschäftsfüh-

rer der UG und dem anderen Unternehmen zur 

Begründung eines abhängigen Beschäftigungs-

verhältnisses nicht erforderlich. 

Vergleichbar dem Rechtsinstitut des fingierten Ar-

beitsverhältnisses nach § 10 Absatz 1 Satz 1 AÜG 

im Fall einer unwirksamen Arbeitnehmerüberlas-

sung bestimmt sich die rechtliche Beurteilung als 

Beschäftigung vielmehr anhand der Vereinbarun-

gen zwischen der UG und dem anderen Unterneh-

men sowie der praktischen Durchführung dieses 

Vertrags. So das Bundessozialgericht.  

Hinweis: Ein Statusfeststellungsverfahren ist die 

einzige Möglichkeit, Rechtssicherheit zu erlangen. 

Gesetzgebung 

 

Kurzüberblick zur Novelle des Gebäudeenergie-

gesetzes 
 

Der Bundestag hat am 08.09.2023 die Novelle des 

Gebäudeenergiegesetzes (GEG) beschlossen. Es 

soll am 01.01.2024 in Kraft treten. 

Die Pflicht zum Erneuerbaren Heizen gilt demnach 

ab 01.01.2024 nur für den Einbau neuer Heizun-

gen. 

Bestehende Heizungen können weiter betrieben 

werden. Kaputte Heizungen können repariert wer-

den. Wenn eine Erdgas- oder Ölheizung irrepara-

bel defekt ist (Heizungshavarie), gibt es Über-

gangslösungen und mehrjährige Übergangsfris-

ten. In Härtefällen können Eigentümer von der 

Pflicht zum Heizen mit Erneuerbaren Energien be-

freit werden (z. B. bei wirtschaftlicher Überforde-

rung oder wenn die Umstellung aufgrund beson-

derer persönlicher Umstände nicht zumutbar ist). 

Es gibt eine zeitliche Abstufung zwischen Neubau 

und Bestandsgebäuden. 

Die Pflicht zum Erneuerbaren Heizen greift ab 

dem 01.01.2024 für die meisten Neubauten. Maß-

geblich ist der Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag 

gestellt wird. Für bestehende Gebäude und Neu-

bauten, die in Baulücken errichtet werden, gibt es 

längere Übergangsfristen, um eine bessere Ab-

stimmung der Investitionsentscheidung auf die 

örtliche Wärmeplanung zu ermöglichen. 

Die Kommunale Wärmeplanung soll in den Kom-

munen angeschoben werden. Sie müssen spätes-

tens bis 30.06.2028 (Großstädte 30.06.2026) fest-

legen, wo in den nächsten Jahren Wärmenetze 

oder auch klimaneutrale Gasnetze ausgebaut wer-

den. Dieser Prozess soll durch ein Gesetz zur Wär-

meplanung mit bundeseinheitlichen Vorgaben 

befördert werden. 

Die Übergangsfristen für bestehende Gebäude 

und Neubauten, die in Baulücken errichtet wer-

den, sollen mit der Kommunalen Wärmeplanung 

verzahnt werden. In Großstädten (mehr als 

100.000 Einwohner) soll der Einbau von Heizungen 

daher mit 65 % Erneuerbarer Energie spätestens 

nach dem 30.06.2026 verbindlich werden, in klei-

neren Städten (weniger als 100.000 Einwohner) 

soll das spätestens nach dem 30.06.2028 gelten. 



 
 

Das bedeutet, neue Gas- oder Ölheizungen sollen 

ab dem 01.07.2026 bzw. 01.07.2028 nur zulässig 

sein, wenn sie zu 65 % mit Erneuerbaren Energien 

betrieben werden. Dies wird zum Beispiel über die 

Kombination mit einer Wärmepumpe erreicht 

(sog. Hybridheizung) oder aber anteilig mit Bio-

methan. Ist in einer Kommune auf der Grundlage 

eines Wärmeplans eine Entscheidung über die 

Ausweisung als Wärmenetzgebiet (Neu- oder 

Ausbau) oder als Wasserstoffnetzausbaugebiet 

schon vor Mitte 2026 bzw. Mitte 2028 getroffen, 

soll hier der Einbau von Heizungen mit mindes-

tens 65 % Erneuerbaren Energien schon dann ver-

bindlich werden. 

Der Umstieg auf eine klimafreundliche Wärmever-

sorgung soll durch Förderung erleichtert werden. 

Dabei soll die Förderung stärker sozial ausgerich-

tet werden: Untere und mittlere Einkommens-

gruppen (bis 40.000 Euro zu versteuerndem Haus-

haltseinkommen pro Jahr) erhalten einen einkom-

mensabhängigen Bonus von 30 %. Dieser kommt 

hinzu zur Grundförderung von 30 %, die für alle 

verfügbar ist. Für den Austausch einer alten fossi-

len Heizung vor 2028 ist zudem ein Klima-Ge-

schwindigkeitsbonus von 20 % erhältlich. Die ma-

ximal mögliche Förderung beträgt 70 % der Inves-

titionskosten. 

Mieter sollen vor Mietsteigerungen geschützt 

werden. Zum einen sollen Vermieter in neue Hei-

zungsanlagen investieren und modernisieren. Da-

für dürfen sie künftig bis zu 10 % der Modernisie-

rungskosten umlegen. Allerdings müssen sie von 

dieser Summe eine staatliche Förderung abzie-

hen, und die Modernisierungsumlage wird auf 50 

Cent pro Monat und Quadratmeter gedeckelt. 

Hinweis 

Das sog. Heizungsgesetz muss noch den Bun-

desrat passieren. 

 

Entwurf des Wachstumschancengesetzes be-

schlossen 
 

Das Bundeskabinett hat am 30.08.2023 den Ent-

wurf des „Gesetzes zur Stärkung von Wachstums-

chancen, Investitionen und Innovation sowie Steu-

ervereinfachung und Steuerfairness“ (Wachstum-

schancengesetz) beschlossen. Das Gesetz soll die 

Wirtschaft ankurbeln, genauer: 

 Impulse für mehr Wachstum, Investitionen 

und Innovationen setzen 

 zu Steuervereinfachungen beitragen 

 dazu beitragen, unerwünschte Steuergestal-

tungen aufzudecken und abzustellen 

Maßnahmen mit rückwirkender Gültigkeit ab 

2023: 

Der Prozentsatz, der zur Ermittlung des Versor-

gungsfreibetrags verwendet wird, sinkt langsa-

mer: Jährlich verringert er sich ab dem Jahr 2023 

um 0,4 %, statt bisher 0,8 %. Auch der Höchstbe-

trag soll ab 2023 um jährlich 30 Euro (statt 60 

Euro) und der Zuschlag zum Versorgungsfreibe-

trag um jährlich 9 Euro (statt 18 Euro) sinken. 

Die als Entlastung für die hohen Gas- und Fern-

wärmekosten an Verbraucher gezahlte sog. „De-

zemberhilfe“ 2022 soll doch nicht besteuert wer-

den. Die Regelungen dazu sollen komplett gestri-

chen werden. 

Durch die nachgelagerte Besteuerung bei Renten-

einkünften steigt der Anteil der steuerpflichtigen 

Renten stetig an. Gleichzeitig erhöht sich auch der 

Teil der Rentenversicherungsbeiträge, die sich als 

Sonderausgaben von der Steuer absetzen lassen. 

Ab 2023 soll der Anstieg des Besteuerungsanteils 

für jeden neuen Renteneintrittsjahrgang auf einen 

halben Prozentpunkt jährlich reduziert werden. 

Auf diese Weise werden die Renten erst ab dem 

Renteneintrittsjahrgang 2058 zu 100 % besteuert 

werden. 

Mit der Anpassung beim Altersentlastungsbetrag 

soll ab dem Jahr 2023 der anzuwendende Pro-

zentsatz nicht mehr in jährlichen Schritten von 0,8 

Prozentpunkten, sondern nur noch in jährlichen 

Schritten von 0,4 Prozentpunkten verringert wer-

den. Der Höchstbetrag sinkt ab 2023 um jährlich 

19 Euro anstatt bisher 38 Euro. 

Durch die geplanten Änderungen sollen Kleinun-

ternehmer ab 2023 davon befreit werden, eine 

Umsatzsteuer-Jahreserklärung abgeben zu müs-

sen. Dies soll jedoch nicht die Fälle des § 18 Abs. 

4a UStG betreffen, beispielsweise Gewerbetrei-

bende, die Waren innerhalb der EU erwerben. 

Auch soll die Abgabepflicht bestehen bleiben, 

wenn das Finanzamt die Erklärung einfordert. 



 
 

Maßnahmen mit Gültigkeit ab 2024: 

Für Dienstreisen oder beim doppelten Haushalt 

kann ein Verpflegungsmehraufwand als Wer-

bungskosten bei der Steuer berücksichtigt wer-

den. Diese Pauschalen sollen angehoben werden: 

 von 28 Euro auf 30 Euro bei mehrtägigen 

Dienstreisen und 

 von 14 Euro auf 15 Euro für An- oder Abreise-

tage sowie 

 von 14 Euro auf 15 Euro für Tage mit mehr als 

8-stündiger Abwesenheit von der Wohnung 

oder ersten Tätigkeitsstätte. 

Es soll eine neue Freigrenze für Einnahmen aus 

Vermietung und Verpachtung eingeführt werden. 

Wer weniger als 1.000 Euro Einkünfte im Jahr hat, 

soll darauf keine Steuer mehr zahlen müssen. 

Übersteigen jedoch die Ausgaben rund um das 

Mietgeschäft die Einnahmen, soll es möglich sein, 

die Besteuerung als Einkünfte aus Vermietung und 

Verpachtung zu beantragen. Auf diese Weise sol-

len Vermieter ihre Verluste berücksichtigen kön-

nen. 

Hinweis 

Ein weiterer Beleg zum falsch verstandenen Ziel 

des Bürokratieabbaus. Die Anlage V muss in je-

dem Fall erstellt werden, damit man erst dann 

weiß, ob die Freigrenze greift oder nicht. 

 

Mit dem sog. Verlustrücktrag nach § 10d EStG las-

sen sich Verluste mit den Gewinnen aus den bei-

den Vorjahren verrechnen. Dadurch sinkt die 

Steuerlast für die Vorjahre. Dieser Verlustrücktrag 

soll auf 3 Jahre erweitert werden. Die zuletzt tem-

porär erhöhte Betragsgrenze von 10 Millionen 

Euro soll dauerhaft gelten. Für den Zeitraum 2024 

bis 2027 wird der Verlustvortrag auf 80 % des Ge-

samtbetrags der Einkünfte des Verlustvortragsjah-

res beschränkt. 

Kosten für bestimmte Anschaffungen können so-

fort vollständig von der Steuer abgezogen wer-

den, wenn sie nicht mehr als 800 Euro (netto) be-

tragen (geringwertige Wirtschaftsgüter). Ab 2024 

soll der Betrag auf 1.000 Euro (netto) angehoben 

werden. 

Es ist eine befristete Wiedereinführung der de-

gressiven Abschreibung für bewegliche Wirt-

schaftsgüter des Anlagevermögens, die ab dem 

01.10.2023 und vor dem 01.01.2025 angeschafft 

oder hergestellt werden, von bis zu 25 %, maximal 

dem 2,5-fachen der linearen Abschreibung, vor-

gesehen. 

Weiterhin soll die Anhebung der Betragsgrenzen 

für Sammelposten auf 5.000 Euro für Wirtschafts-

güter, die nach dem 31.12.2023 angeschafft, her-

gestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt 

werden der Wirtschaft helfen. Die Zeitspanne für 

die Auflösung dieser Sammelposten wird auf 3 

Jahre verkürzt. 

Für Wohngebäude, die zwischen dem 01.10.2023 

und dem 30.09.2029 gebaut oder gekauft werden, 

soll die degressive Abschreibung eingeführt wer-

den. Im Jahr der Fertigstellung sollen so 6 % der 

Kosten anteilig abgeschrieben werden. Der Wech-

sel zur linearen Abschreibung soll jederzeit mög-

lich sein. 

Unternehmen, die einen Gewinn von maximal 

200.000 Euro im Jahr erzielen, dürfen ihre Investi-

tionskosten abschreiben - neben der planmäßigen 

Jahresabschreibung auch über eine Sonderab-

schreibung nach § 7g EStG. Ab 2024 soll der ma-

ximale Abschreibungssatz auf 50 % erhöht wer-

den. 

Unternehmer, deren Steuer für das Vorjahr nicht 

mehr als 2.000 Euro betragen hat, müssen künftig 

keine vierteljährlichen Umsatzsteuer-Voranmel-

dungen mehr abgeben. Bisher lag die Grenze bei 

1.000 Euro. 

Bei Geschenken an Geschäftspartner können Un-

ternehmer künftig höhere Beträge ausgeben und 

damit steuerlich profitieren: Liegen die Kosten un-

ter der Freigrenze von 50 Euro netto im Jahr, kön-

nen sie als Betriebsausgaben abgesetzt werden. 

Bislang lag diese Grenze bei 35 Euro im Jahr. 

Bisher können Unternehmen mit Umsätzen bis 

600.000 Euro beantragen, die Umsatzsteuer nach 

vereinnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung) und 

nicht nach vereinbarten Entgelten (Soll-Besteue-

rung) zu berechnen. Ab 2024 soll diese Umsatz-

grenze auf 800.000 Euro angehoben werden. 

Unternehmen, die in den Klimaschutz investieren, 

sollen bis 2027 unabhängig von ihrem Gewinn zu-

sätzlich 15 % der Investition als Prämie erhalten. Es 

sollen auf Antrag Investitionen, die zu einer Min-

derung des Energieverbrauchs beitragen und so-



 
 

mit den Umwelt- und Klimaschutz verbessern, be-

rücksichtigt werden. Die förderfähigen Investitio-

nen müssen in einem Energie- oder Umweltma-

nagementsystem oder in einem Energieaudit ent-

halten sein und sind somit durch einen Energiebe-

rater als besonders energieeffizient zertifiziert.  

Die Bemessungsgrundlage soll im Förderzeitraum 

insgesamt maximal 200 Mio. Euro und die Investi-

tionsprämie 15 % = max. 30 Mio. Euro betragen. 

Die Förderung soll sich auf Investitionen be-

schränken, die den Sockelbetrag von 5.000 Euro 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten überstei-

gen. 

Für Betriebsveranstaltungen gilt aktuell ein Steu-

erfreibetrag von 110 Euro pro Veranstaltung. Ab 

dem 01.01.2024 steigt er auf 150 Euro.  

Zur Steigerung der Attraktivität der Option zur 

Körperschaftsbesteuerung nach § 1a KStG sollen 

nun alle Personengesellschaften die Möglichkeit 

erhalten, zur Körperschaftsbesteuerung zu optie-

ren (bisher nur Personenhandelsgesellschaften 

und Partnerschaftsgesellschaften).  

Zur verpflichtenden Verwendung von elektroni-

schen Rechnungen im B2B-Bereich wird eine ge-

setzliche Regelung eingeführt. 

Hinweis 

Für das Wachstumschancengesetz ist am 

10.11.2023 die Verabschiedung im Bundestag 

und am 15.12.2023 die Zustimmung im Bundes-

rat geplant. 

 

Neufassung des Arbeitszeitgesetzes 
 

Das Bundesarbeitsgericht hat im September 2022 

eine generelle Arbeitszeit-Aufzeichnungspflicht 

für Arbeitgeber bejaht bzw. entschied, dass Ar-

beitgeber ab sofort die gesamte Arbeitszeit sämt-

licher Arbeitnehmer (Ausnahme: leitende Ange-

stellte) unabhängig vom Arbeitsort in Echtzeit do-

kumentieren müssen. Bereits 2019 entschied der 

Europäische Gerichtshof, dass generelle Arbeits-

zeitaufzeichnungspflichten für Arbeitgeber beste-

hen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

plant zur Einführung einer generellen Arbeitszeit-

aufzeichnungspflicht umfassende Änderungen im 

Arbeitszeitgesetz/ArbZG und hat am 18.04.2023 

den Referentenentwurf zur Neufassung des Ar-

beitszeitgesetzes (ArbZG-E) vorgelegt. Nach § 16 

Abs. 2 Satz 1 ArbZG-E sollen Arbeitgeber ver-

pflichtet werden, Beginn, Ende und Dauer der täg-

lichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer jeweils am 

Tag der Arbeitsleistung *elektronisch* aufzuzeich-

nen (im Unterschied zu den Aufzeichnungspflich-

ten nach dem Mindestlohngesetz). Die Regeln sol-

len unabhängig vom Arbeitsort, also auch im 

Homeoffice bzw. bei mobiler Arbeit gelten. Laut 

Referentenentwurf dürfen Arbeitnehmer die Erfas-

sung selbst vornehmen. Verantwortlich für die 

korrekte Zeiterfassung bleibt jedoch stets der Ar-

beitgeber. Es ist ein Bußgeld in Höhe von 30.000 

Euro festgelegt. Der Referentenentwurf enthält 

keine konkreteren Vorgaben zur elektronischen 

Ausgestaltung, sondern lässt neben den in der 

Praxis üblichen Zeiterfassungsgeräten auch an-

dere Formen der elektronischen Aufzeichnung zu. 

Ausnahmen von der gesetzlichen Verpflichtung 

zur Arbeitszeitdokumentation sollen nur aufgrund 

tarifvertraglicher Regelungen möglich sein. Au-

ßerdem gelten Ausnahmeregelungen für kleinere 

Betriebe und Übergangsfristen.  

Unabhängig davon soll nach dem Referentenent-

wurf eine Vertrauensarbeitszeit weiterhin möglich 

sein. Die Verpflichtung zur Arbeitszeiterfassung 

bleibt auch bei einer vereinbarten Vertrauensar-

beitszeit erhalten. 

Die Aufzeichnungspflichten sollen zwar sofort mit 

Inkrafttreten des Änderungsgesetzes gelten. Für 

die elektronische Arbeitszeiterfassung gelten je-

doch Übergangsfristen zwischen - abhängig von 

der Anzahl der Arbeitnehmer im Betrieb - zwei bis 

fünf Jahren. 

Hinweis 

Der Referentenentwurf durchläuft zurzeit das 

Gesetzgebungsverfahren und soll bis Ende 2023 

verabschiedet werden. 

 

 

  



 
 

 
Termine Steuern/Sozialversicherung November/Dezember 2023 
 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20231 11.12.20231 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-

schlag 

Entfällt 11.12.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 11.12.2023 

Umsatzsteuer 10.11.20232 11.12.20223 

Ende der Schonfrist obiger 

Steuerarten bei Zahlung 

durch: 

Überweisung4 13.11.2023  14.12.2023 

Scheck5 10.11.2023 11.12.2023 

Gewerbesteuer 15.11.2023 entfällt 

Grundsteuer 15.11.2023 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 

Steuerarten bei Zahlung 

durch: 

Überweisung4 20.11.2023 entfällt 

Scheck5 15.11.2023 entfällt
 

Sozialversicherung6 28.11.2023 27.12.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-

gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige 

Finanzamt abzuführen. 
 

1 Für den abgelaufenen Monat. 

2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlänge-

rung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 

Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 

muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt 

gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge 

zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitrags-

nachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2023/21.12.2023, 

jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch 

extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 

übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
 


